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Einleitung

Soziale Netzwerke sind heutzutage ein fester Bestandteil unseres Alltags. Digitale
Plattformen wie Facebook, Instagram, X (ehemals Twitter) oder TikTok erfreuen
sich großer Beliebtheit und werden von zahlreichen Nutzern, unabhängig von Alter
oder gesellschaftlichem Status, in Anspruch genommen. Denn soziale Medien bie-
ten eine große Bandbreite diverser Nutzungsangebote, indem sie verschiedene Inte-
ressen oder Funktionen in den Vordergrund stellen und dadurch unterschiedliche
Zielgruppen ansprechen.1 Angesichts der weiten Verbreitung sozialer Netzwerke
ist es unausweichlich, dass täglich zahlreiche Inhaber von digitalen Benutzerkonten
versterben.2 Dies wirft die Fragestellung auf, was nach dem Tod einer Person mit
ihren Accounts und den darin befindlichen Inhalten geschieht. Wenn sich der Erb-
lasser zu seinen Lebzeiten eine umfassende virtuelle Präsenz aufgebaut hat, indem er
Accounts für unterschiedliche Online-Plattformen erstellt und gepflegt hat, sehen
sich Erben mit der Frage konfrontiert, ob ihnen die digitalen Nachlassobjekte des
Verstorbenen ebenso wie dieWertgegenstände seines analogen Vermögens zustehen.
Die bisherigen Ausführungen zur Thematik des digitalen Nachlasses beschäftigen

sich schwerpunktmäßig damit, ob sich Erben eines Accountinhabers nach dessen
Tod in seinen digitalen Benutzerkonten für Online-Plattformen anmelden dürfen,
um die gespeicherten Inhalte zu sichten.3 Auch die vieldiskutierte Entscheidung
des BGH zum digitalen Nachlass thematisiert die Frage, ob die Eltern als Erben ihrer
verstorbenen Tochter Einsicht in deren Facebook-Konto nehmen dürfen.4 Das Zu-
griffsrecht bietet den Erben zwar wertvolle Einblicke, die sowohl im Rahmen der
Nachlassabwicklung als auch für die Trauerbewältigung von Bedeutung sein kön-
nen, jedoch genügt allein der Aspekt des Zugangsanspruchs nicht, um das postmor-
tale Schicksal digitaler Accounts vollumfänglich zu klären. Ziel dieser Unter-
suchung ist es daher, sich mit den Folgefragen auseinanderzusetzen, die an die Ge-

1 Bizer, Persönlichkeitsrechtsverletzung in sozialen Medien, S. 11 f.; Fußeder, Soziale Netz-
werke im Nachlass, S. 21 f.

2 Öhman /Watson 6 Big Data & Society, 1, 11 (2019) prognostizieren, dass zum Ende des
21. Jahrhunderts weltweit mehr Accounts von verstorbenen Nutzern auf Facebook registriert sein
werden als von Lebenden.

3 Siehe nur Arbeitsgruppe „Digitaler Neustart“, Bericht vom 15.05.2017, S. 338; Biermann
ErbR 2018, 577, 578; Budzikiewicz AcP 218 (2018), 558, 577; Herzog NJW 2013, 3745, 3749;
Ludyga ZEV 2018, 1, 5; Martini JZ 2012, 1145, 1147; Naczinsky ZEV 2021, 227; Preuß NJW
2018, 3146, 3148; Pruns NWB 2013, 3161, 3163; Raude RNotZ 2017, 17, 19; Seidler NZFam
2020, 141, 142; Streck ErbR 2018, 565; Traschler ZEuP 2020, 168, 173.

4 BGH NJW 2018, 3178, 3179 Rn. 18 – Digitaler Nachlass.



währung des Zugangs der Erben zu den Accounts eines Verstorbenen anknüpfen.
Insbesondere wenn ein Plattformkonto oder die darin befindlichen Inhalte von wirt-
schaftlichemWert oder zeitgeschichtlicher Relevanz sind, etwa weil es sich bei dem
verstorbenen Accountinhaber um einen Influencer oder eine prominente Person des
öffentlichen Lebens handelte, ist es aus Perspektive der Erben oftmals nicht ausrei-
chend, einen Einblick in die Accounts des Erblassers zu erhalten. In diesen Konstel-
lationen ist für sie relevant, ob sie auch die Befugnis haben, das Benutzerkonto des
Verstorbenen fortzuführen oder die darin enthaltenen Bild- oder Textbeiträge post-
mortal zu verwerten, um den immanenten wirtschaftlichenWert für sich fruchtbar zu
machen oder um ein historisches Andenken an den Verstorbenen zu schaffen. Die
bloße Sichtung der Benutzerkonten im Rahmen des Zugangsanspruchs eröffnet
ihnen diese Möglichkeit noch nicht.

A. Beleuchtung der Problemstellung und Ziel der Untersuchung

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist daher die Untersuchung der Nutzungsbefug-
nisse von Erben an digitalen Bestandteilen des Nachlasses. Nachdem hierfür nicht
allein an den in der bisherigen Fachdiskussion herausgearbeiteten, vertraglichen Zu-
gangsanspruch und dessen Vererblichkeit angeknüpft werden kann, muss ermittelt
werden, welche virtuellen Erbrechtsobjekte sich darüber hinaus im Vermögen eines
Erblassers befinden.5 Denn der digitale Nachlass ist als vielschichtiges Bündel un-
terschiedlicher Rechtspositionen zu begreifen, die hinsichtlich der Vererblichkeit
unterschiedlich zu beurteilen sind.
Obwohl es sich bei der Auseinandersetzung mit dem digitalen Nachlass im Kern

um eine erbrechtliche Fragestellung handelt, sind auch Aspekte des Vertrags- sowie
des Persönlichkeitsrechts von entscheidender Bedeutung und ziehen sich daher
durch die gesamte Darstellung. Bereits bei der Untersuchung der unterschiedlichen
Erbrechtsobjekte wird sich die Verflechtung der Rechtsgebiete zeigen. Die Ermitt-
lung der Bestandteile des digitalen Nachlasses knüpft einerseits an das Vertragsver-
hältnis mit dem Provider und andererseits an das Persönlichkeitsrecht des Erblassers
an, um daraus Schlussfolgerungen auf deren Vererblichkeit abzuleiten. Deutlich
wird die Überschneidung des Erb-, Persönlichkeits- und Vertragsrechts auch bei
der Auseinandersetzung mit der Frage, ob und in welchem Umfang Dispositionen
über den digitalen Nachlass getroffen werden können. Nachdem hierfür unter ande-
rem zu ermitteln ist, ob die Vererblichkeit digitaler Nachlasselemente vertraglich
ausgeschlossen werden kann oder ob durch ein Rechtsgeschäft mit posthumer Wir-
kung über Persönlichkeitsbestandteile disponiert werden kann, sind Überschneidun-
gen der Rechtsgebiete den einzelnen Untersuchungsthemen immanent. Der digitale
Nachlass ist somit als komplexe Thematik mit Schnittstellen zum Vertrags- und Per-
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5 In diese Richtung auch Cordes, Gesamtrechtsnachfolge, Datenschutzrecht und Vertrags-
gestaltung, S. 31, der zwischen dem Nutzungsvertrag und Immaterialgüterrechten an den Ac-
countinhalten differenziert.



sönlichkeitsrecht zu verstehen. Die Heterogenität virtueller Nachlassobjekte macht
es erforderlich, auch diese Rechtsgebiete in die Untersuchung einzubeziehen. Ange-
sichts des grenzüberschreitenden Bezugs digitaler Plattformen stellt sich darüber
hinaus die Frage nach dem anwendbaren Recht. Auch im Rahmen der kollisions-
rechtlichen Betrachtung ist die Vielgestaltigkeit digitaler Nachlassobjekte zu be-
rücksichtigen, die diverse Anknüpfungspunkte liefert.
Gerade weil sich die Diskussion um rechtliche Einzelaspekte des digitalen Nach-

lasses noch im Fluss befindet, lohnt sich ein rechtsvergleichender Blick auf die
Thematik, um dadurch eine weitere Perspektive zu gewinnen. Für eine vergleichen-
deWürdigung bietet sich die Auswahl der US-amerikanischen Rechtsordnung an, da
zahlreiche global agierende Provider ihren Hauptsitz in den Vereinigten Staaten ha-
ben und über ihre Interessenverbände maßgeblichen Einfluss auf die dortige gesetz-
geberische Tätigkeit nahmen. Die darin zum Ausdruck kommende restriktive Hal-
tung von Plattformbetreibern gegenüber der Vererblichkeit digitaler Nachlass-
bestandteile und den damit einhergehenden Befugnissen der Erben an Accounts
sowie darin befindlichen Inhalten betrifft jedoch nicht nur in den USA, sondern gilt
länderübergreifend. Dies wirft gleichzeitig die Frage auf, wie die deutsche Rechts-
ordnung der ablehnenden Grundhaltung der Provider begegnet und wie die zuwider-
laufenden Interessen von Accountinhabern, Erben und Plattformbetreibern gewich-
tet werden.
Neben der Klärung der vorgenannten Rechtsfragen verfolgt die vorliegende Aus-

einandersetzung auch den Zweck, das Bewusstsein der Nutzer von Online-Plattfor-
men für das postmortale Schicksal der digitalen Bestandteile ihres Nachlasses zu
wecken. Nur wenn sich Accountinhaber im Klaren darüber sind, dass ihre digitalen
Benutzerkonten sie grundsätzlich überdauern und ihren Erben weitreichende Befug-
nisse an diesen zukommen können, setzt dies einen Anreiz, sich Gedanken über die
eigene Planung des digitalen Nachlasses zu machen. Nach dem Vorbild der US-
amerikanischen Rechtsordnung, die der lebzeitigen Willensentäußerung eines Ac-
countinhabers eine wesentliche Bedeutung beimisst, sollten sich auch deutsche
Plattformnutzer rechtzeitig damit beschäftigen, wie sie ihre individuellen Vorstel-
lungen zum Umgang mit ihren digitalen Nachlassvermögen umsetzen möchten.

B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands

Die Vielgestaltigkeit von Online-Plattformen und ihre Berührungspunkte zu zahl-
reichen Rechtsgebieten haben zur Folge, dass diese Arbeit nicht sämtliche Rechts-
fragen rund um den Themenkomplex des digitalen Nachlasses behandeln kann. Es
ist daher erforderlich, den Untersuchungsgegenstand einzugrenzen. Im Mittelpunkt
der Untersuchung stehen die Erbrechtsobjekte, die sich aus der Mitgliedschaft eines
Erblassers in einem sozialen Netzwerk ergeben. Umfasst sind folglich Social-
Media-Accounts und die darin befindlichen nutzergenerierten Inhalte. Denn soziale
Medien eignen sich aufgrund des Bezugs zur Persönlichkeit ihrer Mitglieder beson-
ders gut, um die Schnittstelle zwischen dem Erbrecht und dem Persönlichkeitsrecht

B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands 3



zu untersuchen. Ein Blick auf andere Online-Plattformen wie E-Mail-Dienste, On-
line-Spiele oder virtuelle Handelsplattformen erfolgt daher jeweils nur ergänzend,
um Unterschiede aufzuzeigen oder zusätzliche Perspektiven zu eröffnen.
Allein der Fokus auf soziale Netzwerke ist jedoch nicht ausreichend, um die Un-

tersuchungsthematik hinreichend zu begrenzen. Denn soziale Medien weisen Berüh-
rungspunkte zu zahlreichen Rechtsgebieten auf. Neben der persönlichkeitsrecht-
lichen Komponente ist beispielsweise an Bezüge zum Datenschutz-, Telekommuni-
kations- und Urheberrecht zu denken. Aufgrund ihrer Komplexität würde es im
Rahmen der vorliegenden Arbeit zu weit führen, diese Rechtsgebiete vollumfäng-
lich in die Untersuchung einfließen zu lassen. Um eine thematische Begrenzung
vorzunehmen, werden Bezüge zum Datenschutzrecht und zum deutschen Telekom-
munikationsrecht ausgeklammert. Auch das Urheberrecht findet nur in einzelnen
Aspekten Berücksichtigung, soweit eine enge Verbindung zu persönlichkeitsrecht-
lichen Thematiken besteht und aufgrund der Sachnähe ein Blick auf das Urheber-
recht daher unentbehrlich ist. Dies ändert jedoch nichts an dem Fokus der Arbeit auf
den persönlichkeitsrechtlichen Aspekten des digitalen Nachlasses.

C. Aufbau der Arbeit

Die vorliegende Untersuchung gliedert sich in fünf Kapitel. Um sich mit den auf-
geworfenen Problematiken beschäftigen zu können, gilt es in Kapitel §1, als Be-
standsaufnahme zunächst die grundlegenden rechtlichen Aspekte zur Thematik des
digitalen Nachlasses zu erörtern. Nachdem kurz auf die Begriffsbestimmung einge-
gangen wurde, beschäftigt sich das Kapitel mit der vorherrschenden Begründung für
die Vererblichkeit des digitalen Nachlasses, die den vertraglichen Zugangsanspruch
eines Accountinhabers in den Mittelpunkt rückt. Diese Erkenntnisse bieten einen
sinnvollen Einstieg und können daher als Grundlage für weitergehende Unter-
suchungen herangezogen werden.
Darauf aufbauend wird in Kapitel §2 die Frage aufgeworfen, ob den Erben eines

Plattformmitglieds neben dem Anspruch auf Zugang zu einem Account auch die
Befugnis zusteht, digitale Benutzerkonten des Verstorbenen und darin befindliche
Inhalte postmortal zu nutzen. Um sich dieser Problemstellung anzunähern, erfolgt
zunächst ein Blick auf die diesbezüglich bislang entwickelten Vorschläge, die sich
mit der Interessenlage der Erben beschäftigen oder eine Vergleichsbetrachtung zur
postmortalen Weiternutzung eines Girokontos bemühen. Nachdem bei näherer Aus-
einandersetzung keiner der Auffassung vollends zu überzeugen vermag, wird ein
alternativer Ansatz entwickelt, anhand dessen die postmortalen Nutzungsbefugnisse
der Erben beurteilt werden. Diesem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass sich der
digitale Nachlass aus unterschiedlichen Erbrechtsobjekten zusammensetzt, sodass
allein das Anknüpfen an das Vertragsverhältnis nicht ausreichend ist, um die Befug-
nisse der Erben vollumfänglich zu beurteilen. Daneben sind auch die einzelnen Bild-
und Textinhalte in einem Account als Bestandteile der Persönlichkeit des Erblassers
im Hinblick auf ihre Vererblichkeit zu untersuchen. In diesem Rahmen erfolgt zu-
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dem eine kollisionsrechtliche Betrachtung. Da Sachverhalte des digitalen Nachlas-
ses oftmals grenzüberschreitenden Bezug aufweisen, stellt sich die Frage des an-
wendbaren Rechts.
Nachdem die Untersuchungen zu der Erkenntnis gelangen, dass Erben eines Platt-

formmitglieds nach dessen Tod grundsätzlich zur Weiternutzung des Accounts und
zur Verwertung der darin befindlichen Inhalte berechtigt sind, wird anschließend
ermittelt, ob Ausschlussgründe zu Einschränkungen führen. Hierfür ist das Kapitel
§3 in drei Unterabschnitte gegliedert, die die Auswirkungen des Kriteriums der
Höchstpersönlichkeit, des postmortalen Persönlichkeitsrechts des Erblassers und
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Kommunikationspartner des verstorbenen
Accountinhabers auf die Nutzungsrechte der Erben thematisieren.
Um zu ermitteln, ob das gefundene Ergebnis zum Umfang der Nutzungsbefug-

nisse des Erben am digitalen Nachlass modifiziert werden kann, folgt auf die Erör-
terung der rechtlichen Ausgangslage in Kapitel §4 eine Untersuchung rechts-
geschäftlicher und erbrechtlicher Dispositionsmöglichkeiten. Betrachtet wird hier-
bei, ob die Vererblichkeit einzelner Bestandteile des digitalen Nachlasses
ausgeschlossen werden kann oder ob diese gezielt konkreten Personen zugeordnet
werden können, die nicht zugleich die Alleinerben des Verstorbenen sind. Hierbei
wird auch ein Blick auf das Verhältnis von erbrechtlichen und vertraglichen Gestal-
tungsinstrumenten geworfen, um zu ermitteln, welche Regelung sich im Kollisions-
fall durchsetzt. Nachdem es sich bei vertraglichen Vereinbarungen mit Providern
grundsätzlich um AGB handelt, erfolgt in diesem Rahmen zugleich eine Unter-
suchung der Grenzen der Zulässigkeit von Vertragsbedingungen, die das Schicksal
des digitalen Nachlasses determinieren.
Die Untersuchung schließt mit einem Rechtsvergleich in Kapitel §5 zur recht-

lichen Würdigung des digitalen Nachlasses in den USA. Nach einem Überblick über
die Entwicklungen in der Rechtsprechung und der Gesetzgebung der Vereinigten
Staaten erfolgt eine Gegenüberstellung mit dem deutschen Recht. Die Vergleichs-
betrachtung konzentriert sich auf die Befugnisse der Erben an digitalen Hinterlas-
senschaften eines Verstorbenen und diesbezügliche vertragliche Dispositionsmög-
lichkeiten. Denn diese Thematiken bilden die Hauptaspekte der Untersuchung der
deutschen Rechtslage.
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§1 Grundlagen des digitalen Nachlasses

Einleitend werden zunächst Grundlagen erörtert, um eine theoretische Basis für die
folgende Untersuchung zu bilden. Hierfür ist zunächst auf den Begriff des digitalen
Nachlasses einzugehen (A). Darauffolgend wird dargestellt, unter welchen Anknüp-
fungspunkten die Vererblichkeit des digitalen Nachlasses in der bisherigen Diskus-
sion erörtert wurde und welche Auffassung sich diesbezüglich durchgesetzt hat (B).

A. Begriff des digitalen Nachlasses

In der Vergangenheit bestanden verschiedene Versuche, eine Definition für den di-
gitalen Nachlass zu formulieren. Zunächst wurde er als Gesamtheit des digitalen
Vermögens beschrieben.1 Nachdem dieses Urheberrechte, Rechte an Websites und
Domains sowie sämtliche Vertragsbeziehungen zwischen Providern und dem Erb-
lasser über die Nutzung des Internets selbst, aber auch über diverse Internetangebote
wie Verträge über soziale Netzwerke und E-Mail-Dienste beinhalte, sei die Gesamt-
heit aller Accounts und Daten des Erblassers im Internet erfasst.2 Dieser internetba-
sierte Definitionsansatz wurde im Anschluss um lokale Speichermedien wie USB-
Sticks oder SIM-Karten erweitert, nachdem auf diesen digitalisierte Informationen
des Erblassers gespeichert seien.3 An diesem Vorgehen wurde insgesamt kritisiert,
dass es im Hinblick auf die Vielgestaltigkeit des Nutzerverhaltens im Internet sowie
die Schnelllebigkeit technologischer Entwicklungen vorzugswürdig sei, keine feste
Definition für den Begriff des digitalen Nachlasses festzulegen.4 Ergänzend wurden
daher exemplarische Aufzählungen erarbeitet, wonach der digitale Nachlass unter
anderem Hardware, Software, gespeicherte Daten, E-Books, Domains, Websites,
Kryptowährungen, virtuelle Konten, E-Mail-Accounts, Mitgliedschaften in sozialen
Netzwerken und alle sonstigen sich gegenwärtig oder künftig noch ergebenden Wer-
ke des Erblassers umfasse.5

1 DAV, Stellungnahme Nr. 34 /2013 /Bräutigam, S. 93.
2 DAV, Stellungnahme Nr. 34 /2013 /Bräutigam, S. 93.
3 Deusch ZEV 2014, 2; zustimmend Bock AcP 217 (2017), 370, 372; Funk, Das Erbe im Netz,

S. 3.
4 Budzikiewicz AcP 218 (2018), 558, 561; Herzog NJW 2013, 3745; Herzog /Pruns, Der digi-

tale Nachlass in der Vorsorge- und Erbrechtspraxis, §1 Rn. 16; NK-Nachfolgerecht /Herzog,
Kap. 9 Rn. 1; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 19.

5 Alexander K&R 2016, 301, 302; BeckOGK-BGB/Preuß, §1922 Rn. 387; Budzikiewicz AcP
218 (2018), 558, 561; Gloser MittBayNot 2016, 12, 23; Herzog NJW 2013, 3745; Leeb K&R



Doch unabhängig davon, ob die Annäherung an den Begriff des digitalen Nach-
lasses über eine generalisierende Definition oder eine schlagwortartige Aufzählung
erfolgt, ändert dies nichts daran, dass sich aus keinem der beiden Ansätze konkrete
Rechtsfolgen im Hinblick auf dessen Vererblichkeit ableiten lassen.6 Nachdem es
sich bei der Terminologie des digitalen Nachlasses nicht um einen Rechtsbegriff
handelt,7 kann allein aus der Zuordnung einer Rechtsposition zu diesem noch keine
Aussage über ihr postmortales Schicksal abgeleitet werden. Denn nur durch die
Nennung technologischer oder digitaler Vermögensbestandteile lässt sich noch nicht
erkennen, wie diese rechtlich einzuordnen und ob sie vererblich sind. Eine abschlie-
ßende Bestimmung des Begriffs oder eine endgültige Festlegung auf einen Definiti-
onsansatz ist daher nicht erforderlich. Denn er ersetzt keine Auseinandersetzung mit
den Rechtsfragen, die sich im Hinblick auf virtuelle Bestandteile im Vermögen eines
Erblassers ergeben. Vor diesem Hintergrund ist der digitale Nachlass stattdessen als
Sammelbegriff zu verstehen, unter dem Fragestellungen und Probleme bei der Nach-
lassabwicklung zusammengefasst werden, die aus der zunehmenden Digitalisierung
resultieren.8

B. Erbrechtlicher Übergang des digitalen Nachlasses
gemäß §1922 Abs. 1 BGB

Im Zentrum des bisherigen juristischen Diskurses stand vor allem die Frage, ob
digitales Vermögen des Erblassers im Wege der Universalsukzession nach §1922
Abs. 1 BGB auf die Erben übergeht. Insoweit entspricht es der inzwischen weit über-
wiegend vertretenen und vorzugswürdigen Auffassung, dass das digitale Vermögen
im Wege der Universalsukzession gemäß §1922 Abs. 1 BGB vererbt wird.9 Ange-
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2014, 693; Ludyga ZEV 2018, 1, 2; MüKo-BGB/Leipold, §1922 Rn. 31; NK-Nachfolgerecht /
Herzog, Kap. 9 Rn. 1; Staudinger /Kunz, §1922 Rn. 594.

6 Budzikiewicz AcP 218 (2018), 558, 561; Herzog /Pruns, Der digitale Nachlass in der Vor-
sorge- und Erbrechtspraxis, §1 Rn. 19; Lange /Holtwiesche ZErb 2016, 125; Muer, Die Vererb-
lichkeit von Vermögenswerten in der digitalen Welt, S. 12; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 19.

7 Herzog /Pruns, Der digitale Nachlass in der Vorsorge- und Erbrechtspraxis, §1 Rn. 16; Lan-
ge /Holtwiesche ZErb 2016, 125; Ludyga ZEV 2018, 1;Muer, Die Vererblichkeit von Vermögens-
werten in der digitalen Welt, S. 8.

8 Alexander K&R 2016, 301, 302; BeckOGK-BGB/Preuß, §1922 Rn. 387; Herzog NJW
2013, 3745; Herzog /Pruns, Der digitale Nachlass in der Vorsorge- und Erbrechtspraxis, §1
Rn. 16; Muer, Die Vererblichkeit von Vermögenswerten in der digitalen Welt, S. 8 f.; NK-Nach-
folgerecht /Herzog, Kap. 9 Rn. 1; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 19.

9 Amend-Traut /Hergenröder ZEV 2019, 113, 116; BeckOK-BGB/Müller-Christmann,
§1922 Rn. 99; Biermann ErbR 2018, 577; Biermann ErbR 2020, 343; Bock AcP 217 (2017), 370,
382; Deusch ZEV 2014, 2, 4; GloserMittBayNot 2016, 12, 16; Herzog AnwBl Online 2018, 472,
474; dies. NJW 2013, 3745, 3751; Klas /Möhrke-Sobolewski NJW 2015, 3473, 3474; Lange /
Holtwiesche ZErb 2016, 125, 126; Leeb K&R 2014, 693, 694;Medler ZEV 2020, 262, 264;Muer,
Die Vererblichkeit von Vermögenswerten in der digitalen Welt, S. 179; NK-Nachfolgerecht /Her-
zog, Kap. 9 Rn. 21; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 23; Raude ZEV 2017, 433, 435; Solmecke /



sichts der Vielfältigkeit der Rechtspositionen im digitalen Nachlass können sich
jedoch für die Art und Weise des Übergangs der einzelnen Erbrechtsobjekte Unter-
schiede ergeben.10 Daher ist zwischen der Vererblichkeit von lokal gespeicherten
Daten (I) und accountgestützten Nutzungsverhältnissen (II) zu unterscheiden.11

I. Lokal gespeicherte Daten

Umfasst der digitale Nachlass einer Person Daten, die auf einem körperlichen Da-
tenträger gespeichert sind, ergeben sich hinsichtlich der Vererblichkeit keine erheb-
lichen Schwierigkeiten. Das Eigentum des Erblassers an einem elektronischen Gerät
oder Speichermedium geht mitsamt den darauf gespeicherten Daten gemäß §1922
Abs. 1 BGB auf die Erben über.12 Dies entspricht der Rechtslage bei nicht digitalen
Gegenständen, denn auch ein Buch wird beispielsweise nicht ohne den darin befind-
lichen Inhalt vererbt.13 Das Eigentum des Erblassers an einem PC, einer Festplatte,
einem USB-Stick oder einem sonstigen Datenträger fungiert somit als Trägermedi-
um für die darauf gespeicherten Dateien.14 Dementsprechend ergeben sich für lokal
gespeicherte Daten im Hinblick auf die Erbfolge keine Besonderheiten im Vergleich
zum erbrechtlichen Übergang des Eigentums an sonstigen Sachen. Dieser Aspekt
des digitalen Nachlasses wird daher im Rahmen der folgenden Untersuchung nicht
weiter vertieft.

II. Accountgestützte Nutzungsverhältnisse

Im Fokus der Untersuchung stehen Daten, die nicht lokal beim Erblasser, sondern
nur auf dem Server eines Providers gespeichert sind. Hierbei kann es sich sowohl um
digitale Benutzerkonten für Online-Plattformen wie soziale Netzwerke oder E-Mail-
Dienste als auch um die darin befindlichen Inhalte wie Bild- oder Textbeiträge han-

B. Erbrechtlicher Übergang des digitalen Nachlasses gemäß §1922 Abs. 1 BGB 9

Köbrich /Schmitt MMR 2015, 291; Traschler ZEuP 2020, 168, 172 f.; Wüsthof ErbR 2016, 229,
230.

10 Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 130.
11 Amend-Traut /Hergenröder ZEV 2019, 113, 116; Bock AcP 217 (2017), 370, 382; Brisch /

Müller-ter Jung CR 2013, 446; Budzikiewicz AcP 218 (2018), 558, 567; Deusch ZEV 2014, 2, 4;
Haase DSRITB 2013, 379, 382, 385; Herzog AnwBl Online 2018, 472, 475; dies. NJW 2013,
3745, 3751; Kutscher, Der digitale Nachlass, S. 100 f.; Lange /Holtwiesche ZErb 2016, 125, 126;
Leeb K&R 2014, 693, 694; Ludyga ZEV 2018, 1, 3 f.; Martini JZ 2012, 1145, 1147; Naczinsky
ZEV 2021, 227; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 131; Raude RNotZ 2017, 17, 19.

12 BeckOK-BGB/Müller-Christmann, §1922 Rn. 100; Biermann in Scherer (Hrsg.), Anwalts-
handbuch Erbrecht, §50 Rn. 10; Budzikiewicz AcP 218 (2018), 558, 567, 573; Burandt /Rojahn /
Bräutigam, Anh. §1922 Rn. 7; Haase DSRITB 2013, 379, 383 f.; Herzog AnwBl Online 2018,
472, 475; dies.NJW 2013, 3745, 3749;Herzog /Pruns, Der digitale Nachlass in der Vorsorge- und
Erbrechtspraxis, §2 Rn. 6; Hoeren NJW 2005, 2113, 2114; Kutscher, Der digitale Nachlass,
S. 100; Lange /Holtwiesche ZErb 2016, 125, 126; Martini JZ 2012, 1145, 1147; NK-Nachfolge-
recht /Herzog, Kap. 9 Rn. 24; Raude RNotZ 2017, 17, 19; SorgeMMR 2018, 372, 374.

13 Herzog AnwBl Online 2018, 472, 475; NK-Nachfolgerecht /Herzog, Kap. 9 Rn. 24.
14 NK-Nachfolgerecht /Herzog, Kap. 9 Rn. 24.



deln. Bei diesen fehlt es im Gegenteil zu körperlichen Speichermedien des Erblas-
sers an Sacheigentum des Verstorbenen, an das für die Vererblichkeit angeknüpft
werden könnte.15 Sämtliche Accountdaten und -inhalte haben jedoch gemeinsam,
dass sie aufgrund eines Vertrags zwischen dem Erblasser und dem Plattformbetrei-
ber auf dessen Servern gespeichert werden.16
In Bezug auf dieses Vertragsverhältnis wurden bereits umfassende vertragstypo-

logische Einordnungen vorgenommen.17 Je nach Ausgestaltung der konkreten On-
line-Plattform kommen verschiedene schuldrechtliche Vertragstypen in Betracht,
wobei regelmäßig ein typengemischter Vertrag mit Elementen des Werk-, Dienst-
oder Mietrechts vorliegt.18 Für die Vererblichkeit des Vertragsverhältnisses kommt
es jedoch nicht entscheidend auf dessen endgültige Einordnung an,19 weshalb die
Frage nach dem Vertragstyp hier nicht weiter vertieft werden soll. Den Nutzungs-
verhältnissen ist gemeinsam, dass auf deren Grundlage ein digitales Benutzerkonto
(„Account“) eingerichtet wird, das dem registrierten Nutzer Zugang zu der Online-
Plattform verschafft.20 Daher erscheint als Oberbegriff für den Vertrag unabhängig
von dessen juristischer Klassifizierung die Bezeichnung als accountgestütztes Nut-
zungsverhältnis zutreffend.21
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15 Bock AcP 217 (2017), 370, 377; Burandt /Rojahn /Bräutigam, Anh. §1922 Rn. 8; Herzog
AnwBl Online 2018, 472, 476; Hoeren NJW 2005, 2113, 2114; Kutscher, Der digitale Nachlass,
S. 101; Leeb K&R 2014, 693, 694; Martini JZ 2012, 1145, 1147.

16 Biermann in Scherer (Hrsg.), Anwaltshandbuch Erbrecht, §50 Rn. 11; Bock AcP 217
(2017), 370, 377; Gomille ZUM 2018, 660, 663; Kutscher, Der digitale Nachlass, S. 100 f.; Mar-
tini JZ 2012, 1145, 1147; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 131; Staudinger /Kunz, §1922
Rn. 601.

17 Außner, Rechtliche Aspekte des digitalen Privatvermögens in Bezug auf Dateien und Platt-
formkonten, S. 90 ff.; Bock AcP 217 (2017), 370, 377 ff.; Bräutigam MMR 2012, 635, 638 ff.;
Fußeder, Soziale Netzwerke im Nachlass, S. 29 ff.; Redeker, IT-Recht, Rn. 1228 ff.; Roos in Hoe-
ren /Sieber /Holznagel (Hrsg.), Handbuch Multimedia-Recht, Teil 12 Rn. 83 ff.

18 Außner, Rechtliche Aspekte des digitalen Privatvermögens in Bezug auf Dateien und Platt-
formkonten, S. 92 ff.; Bock AcP 217 (2017), 370, 377 ff.; BräutigamMMR 2012, 635, 640; Brin-
kert / Stolze /Heidrich ZD 2013, 153, 154; BudzikiewiczAcP 218 (2018), 558, 569; DAV, Stellung-
nahme Nr. 34 /2013 /Bräutigam, S. 19; Funk, Das Erbe im Netz, S. 17; Lange /Holtwiesche ZErb
2016, 125, 127.

19 Herzog /Pruns, Der digitale Nachlass in der Vorsorge- und Erbrechtspraxis, §4 Rn. 5 ff.;
Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 132; Raude ZEV 2017, 433, 436; ferner Knoop NZFam 2016,
966, 967.

20 Bock AcP 217 (2017), 370, 376 f.; Budzikiewicz AcP 218 (2018), 558, 568; DAV, Stellung-
nahme Nr. 34 /2013 /Bräutigam, S. 93; Kutscher, Der digitale Nachlass, S. 21; Meyer, Identität
und virtuelle Identität natürlicher Personen im Internet, S. 33 f.; Muer, Die Vererblichkeit von
Vermögenswerten in der digitalen Welt, S. 168; Pockrandt, Digitaler Nachlass, S. 131; Staudin-
ger /Kunz §1922 Rn. 602; Thiesen, Daten in der Erbmasse, S. 19.

21 BeckOK-BGB/Müller-Christmann, §1922 Rn. 101; Sorge MMR 2018, 372, 373 f.; Stau-
dinger /Kunz §1922 Rn. 602.
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